für den 


Lund und Stadtkreis Thun. 


22 in ne in der Geſchaf Sean! 
ſtelle Thorn, Katharinenſtr. 4. 

Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalte 
zeile oder deren Raum. 


Nr. 35. 


* 


mittwoch den 1. Mai 


7 Bezugspreis Bejuospreis bierteliäbrl. 1,25 Mt. 
einſchl. Poſtgebühr oder Abtrag. 

Ausgabe: Mittwoch und Sonn⸗ 
3 abends. 


* 


——— —— ———— — ——— 


Amtliche Bekanntmachungen. 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, Heu und Stroh! 
Landwirte helft dem Heere!“ 


Bekanntmachung 
betrifft Zwangslieferung von Schlachtvieh für die Berfor- 
gung des feldheeres und der Heimat. 


Zur Ernährung der Heimat und des Feldheeres 
muß wiederum eine erhebliche Zahl von ſchlachtfähigen 
Rindern aufgebracht werden. Dem Landtreiſe Thorn 
find zur Ablieferung bis Ende Juli d. Js. rund 


2200 Rinder 


auferlegt worden, die im Wege der Zwangslieferung 
zu beſchaffen ſind. Seitens der Kreisverwaltung iſt 
die Lieferung auf die einzelnen Guts⸗ und Gemeinde⸗ 
bezirke verteilt. Eine entſprechende Benachrichtigung 
erfolgt. Die Ortsbehörden werden, wie bei früheren 
Umlagen, die Zahl der aufzubringenden Stücke auf 
die einzelnen Viehhalter unterverteilen. Ein Vor⸗ 
ankauf durch die Aufkäufer des Viehhandelsverban⸗ 
des findet nicht ſtatt. 

An alle Viehhalter im Landkreiſe ergeht die 
Aufforderung, das ſchlachtfähige Vieh auf Anordnung 
des Gemeinde- bezw. Gutsvorſtehers freiwillig pünkt⸗ 
lich zu den feſtgeſetzten Terminen dem Hauptauf⸗ 
käufer des Weſtpreußiſchen Viehhandelsverbandes, 
Stanislaus Jaugsch in Piask zu ſtellen, damit 
eine Anwendung von Zwangsmaßnahmen vermieden 
werden kann. 

Rinder, die zur Ablieferung beſtimmt ſind und 
deren Abgabe verweigert wird, werden auf Grund 
der beſtehenden Verordnungen zu Gunſten des Haupt⸗ 
aufkäufers enteignet. 

Die Ortsbehörden erſuche ich, dieſe Bekaunt⸗ 
machung in ortsüblicher Weiſe den Eingeſeſſenen in 
Erinnerung zu bringen 

Thorn den 30. April 1918. 

Der Landrat. 


Bekanntmachung, 


; Nr. M. 1400/4. 18. K. R. A., 
betreffend Beschlagnahme und geſtaudserhebung von Ge: 
häufen und Gehäuſeteilen von Kontroll-, Regiſtrier⸗ und 
Schreibkaſſen. 


Dom 1. Mai 1918. 


Nachſtehende Bekanntmachung wird auf Erſuchen des 
Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums hiermit zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß, ſoweit nicht 
nach den allgemeinen Strafgeſetzen höhere Strafen verwirkt 
find, jede Zuwiderhandlung gegen die Beſchlagnahmevorſchriften 
nach $ 6*) der Bekanntmachung über die Sicherſtellung von 
Kriegsbedarf in der Faſſung vom 26. April 1917 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 376) und vom 17. Januar 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 37), jede Zuwiderhandlung gegen die Meldepflicht nach 
8 5**) der 1 86 dh über Auskunftspflicht vom 12. Juli 
1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) beſtraft wird. Auch kann der 


*) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit un e bis 
zu zehntaufend Mark wird, ſofern nicht nach den allgemeinen Straf⸗ 
gelegen höhere Strafen verwirkt ſind, beſtraft: 
wer der Verpflichtung, die enteigneten Gegenſtände 
zugeben oder I auf erlangen des Erwerbers zu überbr 
oder überjenden, zuwiderhandelt; 
2. wer unbefugt einen beſchlagnahmten Gegenſtand bei , 
beſchädigt oder zerſtört, verwendet, verkauft oder kauft oder ein 
rue oder Erwerbsgeſchäft über ihn ab⸗ 


raus⸗ 
ringen 


anderes Veräu 


ſchließt; 
3. wer der Verpfli hund, die Sale a dude an tände zu 
verwahren und pfl 2 ne zu behandeln, zuwiderhandelt; 
4. wer den erlaſſenen ! nn sbeſtimmungen c banden 
**) Wer vorſätzlich die 1. ue zu der er auf Grund e 
Bekanntmachung verpflichtet iſt, nicht in der geſetzten Aach erteilt 
oder wi an unxichtige oder unvollſtändige Angaben macht, oder 
wer vorſätzlich die Einſicht in die N 8 . 
oder die Beſichtigung oder Unterſuchun Betriebseinrichtungen 
oder Räume verweigert, oder wer vor Basta die vorgeſchriebenen 
Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt, wird mit 1 
nis bis zu f Monaten und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſen 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; auch können Vorräte, 
die verſchwiegen worden find, im Urteile als dem Staate verfallen 
erklärt werden, air Unterſchied, ob fie dem Auskunftspflichtigen ge⸗ 
. nn nicht 
Ir e die Auskunft) zu der er auf Grund st Belannt- 


9 die 


* 
in er 3 zu ee — let, 


e Laberbl einzuri 
— mit Geldſtrafe bis zu 3000 Mar 
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Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur | 

Fernhaltung unzuderläffiger Perſonen vom Handel vom 

23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) unterjagt werden. 
1 


nach Sicherſtellung des Erſatzes, für den die Metall-Mobil- 
machungsſtelle Sorge tragen wird, erfolgen. Rückfragen über 
die Ablieferung un Erſatzbeſchaffung erübrigen ſich daher vor 


Bekanntgabe des Zeitpunkts für die Ablieferung. 


Von der Bekanntmachung betroffene Gegenſtände. 
Von der Bekanntmachung werden betroffen: 

ſämtliche ganz oder teilweiſe aus Kupfer oder Kupfer⸗ 
legierungen (Meſſing, Notguß, Tombak, Bronze) be⸗ 
ſtehenden fertigen Gehäuſe und deren Einzelteile von 
Kontroll-, Regiſtrier⸗ und Schreibkaſſen. Die Gegen⸗ 
ſtände fallen auch dann unter die Bekanntmachung, 
wenn ſie mit einem Überzug (Metall, Lack, Farbe) 
verſehen, alſo z. B. vernickelt, brüniert, bronziert oder 
lackiert ſind. 


§ 7. 
Anfragen und Anträge. 

Alle Anfragen und Anträge, die die vorſtehende Bekannt⸗ 
machung betreffen, ſind an die Metall⸗Mobilmachungsſtelle, 
Berlin SW 48, Wilhelmſtr. 20, zu richten, mit der Bezeichnung 
„Betrifft Regijtrierfaflen“ zu verſehen und dürfen andere An⸗ 
gelegenheiten nicht behandeln. 


2 
Inkrafttreten der Bekanntmachung. 
Die Bekanntmachung tritt mit dem 1. Mai 1918 in Kraft. 
Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
1. Mai 1918. 
Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. ö 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm 
und Marienburg. 


8 2. 
Von der Bekanntmachung betroffene Perſonen, Betriebe uſw. 
Von der Bekanntmachung werden betroffen: 
alle Beſitzer (natürliche und juriſtiſche Perſonen ein⸗ 
schließlich öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften und Ver⸗ 
bände)“) der im § 1 dieſer Bekanntmachung bezeich⸗ 
neten Gegenſtände. 
83. 
Beſchlagnahme. 
Alle von dieſer Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
(§ 1) werden hiermit beſchlagnahmt. 


8 4. 
5 Wirtung der Beſchlagnahme. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind, ſoweit ſie nicht ausdrücklich auf Grund der folgenden An⸗ 
ordnungen oder etwa weiter ergehender Anordnungen erlaubt 
werden. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Ver⸗ 
fügungen gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
Arreſtvollziehung erfolgen. 8 

Die Befugnis zum einſtweiligen ordnungsmäßigen Ge⸗ 
brauch der beſchlagnahmten Gegenſtände bleibt unberührt. 

Trotz der Beſchlagnahme ſind Reparaturen an den Kaſſen 
und Kaſſengehäuſen oder an einzelnen Teilen derſelben ge⸗ 
ſtattet, nicht aber iſt die Auswechslung der Gehäuſe oder ein⸗ 
zelner Teile derſelben zuläſſig. Werden die von der Bekannt⸗ 
machung betroffenen Gegenſtände mit der Kaſſe oder ohne ſie 
zu Reparaturzwecken verſandt, ſo ſind die Beſitzer verpflichtet, 
darüber genau Buch zu führen, von welcher Kaſſe die zum 
Verſand gelangten Gegenſtände ſtammten, zu welchem Zwecke 
ſie verſandt wurden und an wen ſie gelangt ſind. 

Verleihung, Vermietung, Veräußerung der von der Be: 
kanntmachung betroffenen Gegenſtände iſt nur mit Zuſtimmung 
der Metall⸗Mobilmachungsſtelle, Berlin SW 48, Wilhelm⸗ 
ſtraße 20, zuläſſig. f 


Weitere preußische Hebergangsbeftimmung 
zur 


N 
Verordnung des Bundesrats über die Gemehigung von 
Erſatzlebensmitteln vom 7. März 1918. 
(Reichs⸗Geſetzbl. Seite 113). 8 

Mit Zuſtimmung des Herrn Reichskanzlers beſtimmen wir 
für das Königreich Preußen auf Grund des 8 15 der oben⸗ 
genannten Verordnung, daß die gewerbsmäßige Herſtellung von 
Erſatzlebensmitteln in der Zeit vom 1. bis 31. Mai 1918 ſolange 
noch ohne Genehmigung erfolgen darf, als eine Entſcheidung 
der zuſtändigen Erſatzmittelſtelle über die Genehmigung der 
betreffenden Erſatzlebensmittel nicht herbeigeführt werden 
konnte. Jedoch dürfen die ohne Genehmigung hergeſtellten 
Erſatzlebensmittel erſt angeboten, feilgehalten, verkauft oder 
ſonſt in den Verkehr gebracht werden, wenn ſie genehmigt wor⸗ 
den ſind. Sie ſind daher einſtweilen von den Fabrikanten auf 
Lager zu nehmen. 

Wir weiſen ausdrücklich darauf hin, daß die Gefahr der 
Herſtellung von Erſatzlebensmitteln während der Übergangs⸗ 
friſt ohne Genehmigung die Fabrikanten trifft. Die Herſtellung 
noch nicht genehmigter Erſatzlebensmittel nach Abſatz 1 begrün⸗ 
det keinen Anſpruch auf die demnächſtige Erlangung der Ge⸗ 
nehmigung. Den Fabrikanten von Erſatzlebensmitteln wird 
daher dringend empfohlen, unter Beachtung der im Deutſchen 
Reichsanzeiger veröffentlichten Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers vom 8. April d. Is. über die Grundſätze für die 
Erteilung und Verſagung der Genehmigung von Erſatzlebens⸗ 
mitteln zu prüfen, ob ſie porausfihtlih auf die Genehmigung 
rechnen können. 

Berlin den 18. April 1918. 


Der Staatskommiſſar für Voltsernührung. 
von Waldow. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: von Jarotzky. 


Erſte Nachlragsbenauumachung 


Nr. M. 971/3. 18. K. 
zur Bekanntmachung Ur. M. 19. 16. K. R. A. vom 
1. Suptember 1916, betreffend Zeſchlagnahme und Beflands- 
meldung von Platin. 


Dom 50. April 1918. 
Nachſtehende Anordnungen werden zur allgemeinen Kennt⸗ 


nis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Zuwiderhandlung auf 


8 5. 
5 Meldepflicht. 

Die von dieſer Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
(8 1) unterliegen einer Meldepflicht. Sie ſind durch den Be⸗ 
ſitzer zu melden. Die Meldung hat an die Metall-Mobil- 
machungsſtelle, Berlin SW 48, Wilhelmſtr. 20, bis ſpäteſtens 
zum 15. Juni 1918 zu erfolgen. Meldekarten werden den 
Kaſſenbeſizern zugeſtellt. Falls eine ſolche nicht bis zum 
31. Mai 1918 eingeht, ſind Vordrucke für die Meldung bei der 
Metall⸗Mobilmachungsſtelle unter Angabe der Vordruck⸗ 
nummer Bst. 2022 b poſtfrei anzufordern. Die Anforderung 
ſoll auf Poſtkarte erfolgen und iſt mit deutlicher Unterſchrift 
und genauer Adreſſe zu verſehen. Für jedes Gehäuſe 
iſt eine beſondere Meldekarte auszufüllen. 
Dieſe darf zu anderen Mitteilungen als zu der Beantwortung 
der geſtellten Fragen nicht verwendet werden. 


8 6. 
Enteignung und Erſatzbeſchaffung. 0 
Wegen der Enteignung der beſchlagnahmten Gehäuſe aus 
Sparmetall erfolgen beſondere Beſtimmungen. Sie wird erſt 


) Demgemäß erſtreckt ſich die Beſchlagnahme auch auf Gegen⸗ 
Fine in kirchlichem, ſtiftiſchem, kommunalem, Reichs⸗ oder Staats⸗ 
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Grund von 8 5*) der Bekanntmachung über Auskunftspflicht 
vom 12. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) beſtraft wird. Auch 
kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der Bekannt⸗ 
machung zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel 
vom 23. September 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) unterſagt 
werden. - 
Betrifft: Meldebeſtimmungen (S 8 der Belanntmahung 
Nr. M. 1/9. 16. K. N. A.). 

Der letzte Abſatz des § 8 der Bekanntmachung, betreffend 
Beſchlagnahme und Beſtandsmeldung von Platin, Nr. M. 1/9. 
16. K. R. A. vom 1. September 1916 wird aufgehoben und durch 
nachſtehende Beſtimmung erſetzt: 

„Die Beſtände ſind in gleicher Weiſe fortlaufend alle 
6 Monate aufzugeben unter Einhaltung einer Ein⸗ 
reichungsfriſt bis zum 15. des betreffenden Monats.“ 

Alle übrigen Beſtimmungen der Bekanntmachung Nr. M. 
1/9. 16. K. N. A. bleiben unverändert beſtehen und gelten in 
Verbindung mit den Beſtimmungen dieſer Nachtrags⸗ 
bekanntmachung. 

Die nächſte Beſtandsmeldung für Platin der Klaſſen 51 
bis 56 der Bekanntmachung Nr. M. 1/9. 16. K. R. A. iſt nach dem 
Stande vom 1. September 1918 zu erſtatten und muß ſpäteſtens 
bis zum 15. September 1918 eingereicht ſein. 


*) Wer vorſätzlich die Auskunft nicht in der eben Friſt erteilt 
oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige ngaben macht, oder 
wer vorſätzlich die Einſicht in die Geſchäftsbriefe oder We sbücher 
oder die ichtigung oder Unterſuchung der Betriebse nrichtungen 
oder Räume verweigert „wird mit Gefängnis bis zu 
Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft; auch können Vorräte die verſchwiegen worden find, 
im Urteil als dem Staate verfallen erklärt werden, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Auskunftspflichtigen ehören oder nicht. 

Wer fahrläſſig die Aus aft nicht in der ge 
oder unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht 
Geldſtrafe bis zu 3000 Mark beſtraft. 

Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 

30. April 1918. 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 


Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm und 
a Marienburg. 


Höchſtpreiſe für Frühgemüſe. 

Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt hat nach Beſchlußfaſ⸗ 
jung der Preiskommiſſion der Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt 
für Weſtpreußen nachſtehende Höchſtpreiſe für Frühgemüſe mit Giltig⸗ 
keit vom 1. Mai 1918 ab feſtgeſetzt. 


Sorten Erzeuger ⸗ Großhandels⸗ Kleinhandels⸗ 
preis preis preis 
(Preiſe für das Pfd. in Pfg.) 

Spargel unſortiert 60 75 95 
„sortiert ı 90 110 140 

ö „2u.3 60 75 95 
Suppen» und Brechſpargel 28 35 Pe) 
Rhabarber 15 18 25 
Spinat 30 36 45 


Was als Sorten 1, 2 und 3 bei Spargel anzuſehen it, rich⸗ 


tet ſich nach dem handelsüblichen Brauche und unterliegt der tat⸗ 


ſächlichen Feſtſtellung. 


Landwirte, welche ihre Waren auf den Markt bringen oder zin 


ſonſtiger Weiſe außerhalb ihres Grundſtückes verkaufen, ſind berech: 
tigt, den Kleinhandelspreis zu nehmen, nicht dagegen, wenn ſie ihre 


Waren auf ihrem Grundſtücke verkaufen. Gärtnereibeſitzer ſind berechtigt 
die Kleinhandelspreiſe zu nehmen, auch wenn ſie ihre Waren auf 
ihrem Grundſtücke verkaufen. 


Die Frage, wer als Gärtnereibeſitzer anzuſehen ift, unterliegt 


ebenfalls tatſächlicher Feſtſtellung. 


Danzig den 26. April 1918. 


Die Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt für Weſtpreußen. 


Thorn den 29. April 1918. 
Der Landrat. 


Betrifft 
Anbauflächenerhebung 1918. 


Im Anſchluß an meinen Runderlaß vom 23. März 1918 — 


VI a. 979 — Ziffer I e. f., ordne ich folgendes an: 


I. die Erftattung der bei Ausfüllung der Ortsliſten ent⸗ 


ftehenden beſonderen Roten für Rechenarbeit bis zur Höhe 
von 20 Pfennigen für jeden eingetragenen Betrieb kann auch 
erfolgen, wenn die Gemeinde- (Guts) Vorſtände unter Verzicht auf 
eine Hilfskraft die Arbeit ſelbſt übernehmen. Ferner hindert es die 
Erſtattung nicht, wenn die Hilfskraft bereits anderweitig für die 
Gemeinde oder den Kreis gegen Bezahlung beſchäftigt wird. Tei⸗ 
len ſich mehrere Perſonen in der Arbeit, jo iſt die erſtattungsfähige 


Vergütung unter ſie zu verteilen. 

Die Auszahlung der Vergütung hat möglichſt ſofort nach ord⸗ 
nungsmäßigem Abſchluß der Arbeit zu erfolgen (vergl. jedoch den 
Schlußſatz). 

Weniger als 15 landwirtſchaftliche Betriebe in einer Gemeinde 
werden nur ſelten vorhanden ſein. Wo dies doch der Fall iſt, erſuche 
ich, trotzdem eine Vergütung von mindeſtens 3 Mk. zu bezahlen, in 
dem die Differenz von der Gemeinde oder vom Kreiſe übernommen 
wird. 

Ich ſtelle anheim, in Fällen beſonders ſtarker Inanſpruchnahme 
der Arbeitskraft auch über den Satz von 20 Pfg. für jeden einge⸗ 
tragenen Betrib hinaus aus Mitteln der Gemeinde oder des Kom⸗ 
munalverbandes Sondervergütungen eintreten zu laſſen, z. B. wenn 
bei einer großen Zahl von Betrieben außergewöhnlich ſchwierige Be⸗ 
rechnungen erforderlich ſind, wenn die Mitwirkung der Betriebsin⸗ 
haber oder der Gemeindebehörde beſonders zu wünſchen übrig läßt 
udgl. Wo die Arbeit ſich ungewöhnlich zeitraubend geſtaltet (bei zer⸗ 
ſtreuter Lage, weiten Wegen udgl.), kann es zweckmäßig ſein, dieſe 
Sondervergütungen in Form von Reiſekoſten oder dergl. zu gewähren. 
Eine Erſtatt ung ſolcher Koſten aus Reichsmitteln kommt aber nicht 
in Frage. — Anderſeits kann in geeigneten Fällen auch ein gerin⸗ 
gerer Betrag als 20 Pfg. gewährt werden. 

II. Für die Vorlage der Erſtattungsanträge beſtimme ich; 

Die Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirke haben bei Einreichung der Orts⸗ 
liſte in einer beſonderen Nachweiſung dem Landrat (Oberamtmann) 
anzuzeigen 

1. Name, Stand und Wohnort (Wohnung) derjenigen Perſon' 
welche die Rechenarbeit ausgeführt hat, 
2. Höhe der Vergütung, welche die vorgenannte Perſon erhalten 


hat, 5 
3. Zahl der in die Ortsliſte aufgenommenen Betriebe. 

Die Landräte (Oberamtmänner) haben aus dieſen Anzeigen eine 
Nachweisung für den Kreis zuſammenſtellen, welche außer den Namen 
der Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirke die oben genannten drei Spalten ent⸗ 
hält, und dieſe Nachweiſung baldigſt an das Königliche Statiſtiſche 
Landesamt einzuſenden. Die Stadtkreiſe laſſen dem Statiſtiſchen 
Landesamt gleichfalls eine entsprechende Anmeldung zugehen. 

Das Statiſtiſche Landesamt vergleicht die Nachweiſungen mit 
den Ortsliſten; es prüft ferner die Ortsliſten darauf hin, ob ſie 
grobe ſachliche oder rechneriſche Mängel enthalten. Solche Mängel 
ſchließen den Erſtattungsanſpruch aus. 

Berlin den 11. April 1918. 

Preußziſcher Staatskommiſſar für Volksernührung. 
von Waldow. 


Vorſtehenden Erlaß bringe ich hiermit im Anſchluß an meine 
Kreisblattsbekanntmachung vom 11. April d. Is., Kreisblatt Nr. 
31, zur öffentlichen Kenntnis. Die Magiſtrate und die Herren Ge⸗ 


. 
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meinde⸗ und Guts⸗Vorſteher erſuche ich, vorſtehende Beſtimmungen 
genau zu beachten. 8 
Die Erſtattungsanträge ſind mir mit den Ortsliſten in beſon⸗ 
derer Nachweiſung ſpäteſtens bis zum 8. Juni d. Js. vorzulegen. 
Thorn den 25. April 1918. 
Der Landrat. 


Auslegung der Gemeindeſteuerliſten für das 
Steuerjahr 1918. 


In den nächſten Tagen werden den Ortsbehörden die für das 
Steuerjahr 1918 feſtgeſetzten Gemeindeſteuerliſten überſandt wer⸗ 
den. Gemäß § 80 des Einkommenſteuergeſetzes iſt die Liſte ſofort 
nach ihrem Eingange und nach erfolgter ortsüblicher Bekannt- 
machung bezüglich des Beginns der Auslegung 14 Cage lang mit dem 


Bemerken öffentlich auszulegen, daß gegen die Veranlagung dem 
Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen nach 
Ablauf der Auslegefriſt die Berufung zuſteht, welche an mich zu 
richten iſt. f 

Innerhalb 8 Tagen nach Ablauf der Auslegefriſt find die 
Gemeindeſteuerliſten, nachdem ihre ordnungsmäßige Auslegung 
von dem Ortsvorsteher auf dem Titelblatt beſcheinigt wor: 
den iſt, zurückzureichen. 

vor Rückreichung der Gemeindeſteuerliſten find von den Orts⸗ 
ſteuererhebern die zum Zwecke der Gemeindeſteuererhebung erforderlichen 
Beberegifter anzufertigen. 

Thorn den 26. April 1918. 


der vorſitzende der Deranlagungs:Kommiffion 
des Landkreiſes Thorn. 


Betrifft Ortsliſten für die Anbau⸗ und 
Ernteflächenerhebung. 

Den Magiftraten, Gemeinde⸗ und Guts⸗ 
vorſtehern des Kreiſes find inzwiſchen die 
Ortsliſten nebſt der auf ihnen abgedruckten 
Anleitung zur Ausfüllung zugegangen. 
Unter Bezugnahme anf meine Kreisblatts⸗ 
bekanntmachung vom 11. d. Mts. — Kreis⸗ 
blatt Nr. 31 — beſtimme ich hiermit, daß 
eine Ausfertigung dem Königlichen Ka⸗ 
taſteramt, die zweite mir bis ſpäteſtens 
den 8. Juni einzureichen ſind. Die dritte 
Ausfertigung iſt dort zurückzubehalten. 

Ich werde demnächſt eine Verſammlung 
der Orts⸗Vorſteher anberaumen, in der 
über alles Nähere Beſprechungen ſtattfin⸗ 
den werden. Die Herren Ortsvorſteher 
werden hierzu eine beſondere ſchriftliche Auf 
forderung erhalten. N 

Thorn den 25. April 1918. 

Der Landrat. 


Betrifit Merkblatt über Ceemiſchungen ic. 

Vom Kaiſerlichen Geſundheitsamt ift ein 
„Merkblatt über Teemiſchungen für den Haus⸗ 
halt, Erſatzmittel für Chineſiſchen Tee“ heraus⸗ 
gegeben worden und im Verlage von Julius 
Springer in Berlin W. erſchienen. Der 
Preis dieſes Merkblattes und der ebenda⸗ 
ſelbſt erſchienenen Arzneipflanzenmerkblätter 
beträgt 10 Pfg. leinſchließlich Porto und 
Verpackung 15 Pfg.), von 20 Stück an 
6 Pfg. von 100 Stück an 4 Pfg. zuzüg⸗ 
lich Porto. Außerdem iſt eine Buchausgabe 
der 32 Arzneipflanzenmerkblätter auf beſſerem 
Papier in feſtem Umſchlag zum Preiſe 
von 1,80 Mk. erſchienen. 

Die Herren Ortsvorſteher des Kreiſes er⸗ 
ſuche ich, die Ortseingeſeſſenen hierauf auf⸗ 
merkſam zu machen. 

Thorn den 25. April 1918. 

Der Landrat. 


Die ſeit dem 1. Oktober 1916 als Bei- 
lage zu den „Deutſchen Verluſtliſten“ er⸗ 
ſcheinende, von der Zentralſtelle für Nachlaß⸗ 
ſachen herausgegebene Liſte „Unermittelte 
Heeresangehörige, Nachlaß- und Fundſachen“, 
die bisher einzeln nur gegen jedesmalige Vor⸗ 
hereinſendung des Betrages von der Nord- 
deutſchen Buchdruckerei in Berlin bezogen wer⸗ 
den konnte, iſt vom 1. April d. Is. ab uns 
abhängig von den Verluſtliſten auch durch 
alle Reichspoſtanſtalten zum Preiſe von vier⸗ 
teljährlich 50 Pfennig zu beziehen. Sie iſt 
im 6. Nachtrage zur Zeitungspreisliſte des 


Kaiſerlichen Poſtzeitungsamts veröffentlicht. 
Die weiteſte Verbreitung der Veröffentlichun⸗ 
gen in dieſer Liſte iſt zweckmäßig, damit die 


Arbeit der Zentralſtelle für Nachlaßſachen, 


au der Hand der unanbringlichen Nachläſſe 
das Schickſal von unbekannt verſtorbenen Hee⸗ 
resangehörigen aufzuklaͤren, wirkſam geför⸗ 
dert wird. - 


Die Ortsbehörden des Kreiſes mache ich 
auf das Erſcheinen dieſer Liſte aufmerkſam 
und empfehle den Poſtbezug und die öffent⸗ 
liche Auslegung derſelben. 

Thorn den 27. April 1918. 

Der Landrat. 


Die Polizeiverwaltungen Culmſee und 
Podgorz ſowie die Herren Guts⸗ und Ges 


meindevorſteher des Kreiſes erſuche ich, bei 


der Entgegennahme von Anträgen von Heeres⸗ 
angehörigen auf Invalidenrente oder Heil⸗ 
verfahren, anzugeben, ob der verſicherte 
entweder ein auf Urlaub befindlicher 
Heeresangehöriger oder ein mit verſor⸗ 
gung entlaſſener ehemaliger Heeresan: 
gehöriger iſt. 

Dabei iſt ſtets der Truppenteil des Ver⸗ 
ſicherten genau zu bezeichnen. 

Thorn den 24. April 1918. 
Derfiherungsamt des Landkreiſes Thor u. 

Der Vorſitzende. 


Amtsbezirk Sternberg. 

Herr Amtsvorſteher Kluß mann in 
Browina iſt von ſeiner Reiſe zurückgekehrt 
und übernimmt vom 1. Mai d. Is. die Amts⸗ 
vorſtehergeſchäfte. 

Thorn den 29. April 1918. 

Der Land rat. 


Schulkaſſenverwalter für Swiercznnto. 
Die Wahl des Lehrers Gorny in 
Swierezynko zum Schulkaſſenverwal ter habe 
ich beſtätigt. 
Thorn den 27. April 1918. 
Der Landrat. 


Schulvorſteher für Roßgarten. 

Der Beſitzer Heinrich Pritzlaff 
in Roßgarten iſt zum Schulvorſteher gewählt 
und beſtätigt worden. 

Thorn den 26. April 1918. 

Der Landrat. 


Geflügelcholera. 
Unter dem Geflügel der Gemeinde S wier— 
ezyn iſt die Geflügelcholera ausgebrochen. 
Thorn den 27. April 1918. 
Der Landrat. 


Bekanntmachung. 

Die Verpachtung der Jagd in dem ge⸗ 
meinſchaftlichen, die hieſige Gemeinde um⸗ 
faſſenden Jagdbezirke zur Größe von ca. 880 
ha ſoll auf die Dauer von ſechs Jahren, 
beginnend mit dem 1. September 1918, am 


dienstag den 21. Mai 1918, 
in dem Lokale des Gaſtwirts Schmidt zu 
Schilluo öffentlich meiſtbietend erfolgen. 

Die Bedingungen werden im Termine be⸗ 
kannt gegeben. 

Schilluo den 28. April 1918. 

Der Jagdvorfieher. 
Leichnitz, Gemeindevorſteher. 


Kleinbahn Culmſee⸗Melno. 

Am 15. Mai tritt der Sommerfahrplan 
in Kraft. Nähere Auskunft erteilt die Bahn⸗ 
verwaltung in Culmſee, bei der auch der 
Fahrplan zum Preiſe von 10 Pfg. zu haben 
iſt 


oOftdeutſche Eiſenbahn⸗Geſelſchaſt. 


Nich t amtliches. 


Schlachtpferde N 


kauf 
Roßſchlächterei W. Zenker, Thorn, 
Telephon 465. 
Bei Unglücksfällen bitte ſofort Nach⸗ 
richt, komme dann mit Transportwagen. 


Lohn⸗ und Deputatbücher 


ſind zu haben in der 
C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei. 


Der vorliegenden Kreisblatts⸗ 

unmmer iſt die Kreistagsverhand⸗ 

lung vom 3. April d. Is., der Bericht über 

den Stand und die Verwaltung der Kreis⸗ 

Kommunal⸗Augelegenheiten des Landkreiſes 

Thorn für 1917 und der Haushaltsanſchlag 
für 1918 beigefügt. 


Druck und Verlag der C. Dombrowsti'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


